
Einladung und Tages- 
ordnung zur ordentlichen 
Hauptversammlung
der FUCHS PETROLUB SE am 6. Mai 2015  
im Congress Center Rosengarten, Mannheim



Einladung zur ordentlichen  
Hauptversammlung

– WKN 579040 und 579043 – 

ISIN DE 0005790406 und DE 0005790430

FUCHS PETROLUB SE

Mannheim

am Mittwoch, 6. Mai 2015 

um 10:00 Uhr (Einlass ab 8:30 Uhr)

im Congress Center Rosengarten,  

Mozartsaal, Rosengartenplatz 2,  

68161 Mannheim



3

TOP 1 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der FUCHS PETROLUB SE und des gebilligten 
Konzernabschlusses, jeweils zum 31. Dezember 2014, der Lageberichte der FUCHS  
PETROLUB SE und des Konzerns, des Berichts des Aufsichtsrats sowie des erläuternden 
Berichts des Vorstands zu den Angaben nach §§ 289 Abs. 4 und Abs. 5, 315 Abs. 2  
Nr. 5 und Abs. 4 Handelsgesetzbuch für das Geschäftsjahr 2014 sowie des Vorschlags 
des Vorstands für die Verwendung des Bilanzgewinns

TOP 2 Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns

TOP 3 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäftsjahr 2014

TOP 4 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 
Geschäftsjahr 2014

TOP 5 Beschlussfassung über die Schaffung eines genehmigten Kapitals in Höhe von 
€ 27.800.000 mit der Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
sowie entsprechende Satzungsänderung (zugleich vorsorglich erfolgende gesonderte 
Abstimmung der Stammaktionäre)

TOP 6 Gesonderte Abstimmung der Vorzugsaktionäre zum Beschluss der Hauptversammlung 
unter TOP 5 (Schaffung eines genehmigten Kapitals in Höhe von € 27.800.000 mit  
der Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre sowie entsprechende 
Satzungsänderung)

TOP 7 Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien 
(zugleich vorsorglich erfolgende gesonderte Abstimmung der Stammaktionäre)

TOP 8 Gesonderte Abstimmung der Vorzugsaktionäre zum Beschluss der Hauptversammlung 
unter TOP 7 (Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien)

TOP 9 Beschlussfassung über die Anpassung der Vergütung des Aufsichtsrats

TOP 10 Neuwahlen von Aufsichtsratsmitgliedern 

TOP 11 Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers und des Konzernabschluss-
prüfers für das Geschäftsjahr 2015

TOP 12 Beschlussfassung über die Billigung des Systems zur Vergütung der Vorstandsmitglieder 
gemäß § 120 Abs. 4 AktG 

Tagesordnung
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1. 	� VORLAGE DES FESTGESTELLTEN JAHRESABSCHLUSSES DER FUCHS PETROLUB SE 
UND DES GEBILLIGTEN KONZERNABSCHLUSSES, JEWEILS ZUM 31. DEZEMBER 2014 , 
DER LAGEBERICHTE DER FUCHS PETROLUB SE UND DES KONZERNS, DES BERICHTS 
DES AUFSICHTSRATS SOWIE DES ERLÄUTERNDEN BERICHTS DES VORSTANDS ZU DEN 
ANGABEN NACH §§ 289 ABS. 4 UND ABS. 5, 315 ABS. 2 NR. 5 UND ABS. 4 HANDELS­
GESETZBUCH FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR 2014 SOWIE DES VORSCHLAGS DES VORSTANDS 
FÜR DIE VERWENDUNG DES B IL ANZGEWINNS

Die unter Tagesordnungspunkt 1 genannten Unterlagen können über die Internetseite der Gesell-
schaft unter www.fuchs-oil.de, dort unter INVESTOR RELATIONS / Hauptversammlung 2015, 
und in den Geschäftsräumen am Sitz der FUCHS PETROLUB SE, Friesenheimer Straße 17, 
68169 Mannheim eingesehen werden. Sie werden Aktionären auf Anfrage auch zugesandt. Ferner 
werden die Unterlagen in der Hauptversammlung zugänglich sein und näher erläutert werden. 
Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen ist zu Tagesordnungspunkt 1 keine Beschlussfassung 
vorgesehen, da der Aufsichtsrat den Jahres- und den Konzernabschluss bereits gebilligt hat und 
der Jahresabschluss damit festgestellt ist.

2 . 	 BESC HLUSSFASSUNG ÜBER DIE VERWENDUNG DES B IL ANZGEWINNS

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den in der Bilanz zum 31. Dezember 2014 ausgewiesenen 
Bilanzgewinn in Höhe von € 116.418.634,58 wie folgt zu verwenden:

Ausschüttung einer Dividende von € 0,76 auf jede der derzeit  
69.500.000 Stück dividendenberechtigten Stammaktien

 

€	 52.820.000,00

Ausschüttung einer Dividende von € 0,77 auf jede der derzeit  
69.500.000 Stück dividendenberechtigten Vorzugsaktien

 

€	 53.515.000,00

Zwischensumme € 	 106.335.000,00

Vortrag auf neue Rechnung (Gewinnvortrag) €	 10.083.634,58

Bilanzgewinn €	 116.418.634,58

Die Dividende ist ab 7. Mai 2015 zahlbar.

I. �Tagesordnung und Vorschläge zur  
Beschlussfassung der Hauptversammlung  
der FUCHS PETROLUB SE, Mannheim
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1	 Die Vorschriften des Aktiengesetzes finden auf die Gesellschaft gemäß Art. 5, Art. 9 Abs. 1 lit. c) ii) und Art. 10 der Ver- 

ordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) (nachfolgend 

„SE-VO“) Anwendung, soweit sich aus speziellen Vorschriften der SE-VO nichts anderes ergibt.

3. 	� BESC HLUSSFASSUNG ÜBER DIE ENTL ASTUNG DER MITGLIEDER DES VORSTANDS 
FÜR DAS GESC HÄF TSJAHR 2014

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2014 amtierenden Mitgliedern des 
Vorstands Entlastung für diesen Zeitraum zu erteilen. 

4 . 	� BESC HLUSSFASSUNG ÜBER DIE ENTL ASTUNG DER MITGLIEDER DES AUFSIC HTS ­
R ATS FÜR DAS GESC HÄF TSJAHR 2014

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2014 amtierenden Mitgliedern des 
Aufsichtsrats Entlastung für diesen Zeitraum zu erteilen. 

5. 	� BESC HLUSSFASSUNG ÜBER DIE SC HAFFUNG E INES GENEHMIGTEN K APITALS  
IN HÖHE VON EURO 27.800.000 MIT DER ERMÄCHTIGUNG ZUM AUSSCHLUSS DES  
B E ZUGSR EC HT S DE R A K T IO NÄ R E SOWI E E NT S PR EC H E N DE SAT ZU NGSÄN DE ­
RUNG (ZUGLEICH VORSORGLICH ERFOLGENDE GESONDERTE ABSTIMMUNG DER 
STAMMAK TIONÄRE) 

Das bisher in § 5 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft enthaltene, nicht genutzte genehmigte Kapi-
tal ist ausgelaufen. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

a)	� Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 5. Mai 2020 mit Zu- 
stimmung des Aufsichtsrats durch Ausgabe von bis zu 27.800.000 neuer, auf den Inhaber  
lautender nennwertloser Stückaktien gegen Bar- oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals 
um bis zu insgesamt Euro 27.800.000 zu erhöhen („Genehmigtes Kapital“).

	� Ausgegeben werden dürfen jeweils Stamm- und / oder Vorzugsaktien. Die Vorzugsaktien sind  
mit denselben satzungsgemäß festgelegten Rechten wie die bereits ausgegebenen Vorzugs-
aktien auszustatten. Bei der Ausgabe von Vorzugsaktien ist § 139 Abs. 2 AktG 1 zu beachten.

	� Die neuen Aktien können von einem oder mehreren durch den Vorstand bestimmten Kredit
institut(en) oder einem anderen die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllen-
den Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären anzubie-
ten (mittelbares Bezugsrecht). 
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	� Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht 
der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen auszuschließen, sofern der Ausgabe
betrag den Börsenpreis von Aktien gleicher Gattung nicht wesentlich unterschreitet und der 
rechnerische Anteil der unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegebenen Aktien am Grundkapital insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreitet, 
und zwar weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch – falls dieser 
Wert geringer ist – zum Zeitpunkt ihrer Ausübung. Auf diese Begrenzung auf 10 % des Grund- 
kapitals ist die Veräußerung eigener Aktien anzurechnen, sofern sie in entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts erfolgt. Ferner 
sind auf diese Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals diejenigen Aktien anzurechnen,  
die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 
Wandlungs- oder Optionspflichten auszugeben sind bzw. ausgegeben werden können, 
sofern die Schuldverschreibungen nach dem Wirksamwerden dieser Ermächtigung in ent-
sprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre ausgegeben werden.

	� Darüber hinaus wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetz-
liche Bezugsrecht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen bis zur Höhe 
von 20 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder – falls dieser 
Wert geringer ist – zum Zeitpunkt ihrer Ausübung bestehenden Grundkapitals auszuschlie-
ßen zur Gewährung von Aktien im Zusammenhang mit (i) Unternehmenszusammenschlüssen, 
(ii) dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Unternehmensbeteiligungen 
(einschließlich der Aufstockung bestehender Unternehmensbeteiligungen) oder von anderen 
mit einem Akquisitionsvorhaben im Zusammenhang stehenden Wirtschaftsgütern oder  
(iii) dem Erwerb sonstiger Vermögensgegenstände (einschließlich Forderungen Dritter gegen 
die Gesellschaft oder mit der Gesellschaft verbundene Unternehmen).
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	� Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,

	 (1)	� soweit dies zum Ausgleich von Spitzenbeträgen, die sich aufgrund des Bezugsverhält-
nisses ergeben, erforderlich ist;

	 (2)	� soweit dies bei gleichzeitiger Ausgabe von Stamm- und Vorzugsaktien zur Wahrung 
der bestehenden Beteiligungsverhältnisse der beiden Aktiengattungen erforderlich ist; 

	 (3)	 �soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern etwaiger von der Gesell- 
schaft oder mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen ausgegebenen Wandel- 
oder Optionsschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 
zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Wandel- bzw. Optionsrechts oder  
aufgrund der Wandel- bzw. Optionspflicht zustehen würde.

	� Der Vorstand darf das Bezugsrecht nur mit der Einschränkung ausschließen, dass die Summe 
der neuen Aktien, die unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben wer-
den, zusammen mit anderen Aktien, die von der Gesellschaft während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre ausgegeben oder veräußert werden, rechnerisch einen Anteil am Grundkapital von 
insgesamt 20 % weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch –  
falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt ihrer Ausübung übersteigt. Auf diese Begren-
zung auf 20 % des Grundkapitals sind gleichfalls diejenigen Aktien anzurechnen, die zur 
Bedienung etwaiger von der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen aus- 
gegebener Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- 
oder Optionspflichten auszugeben sind bzw. ausgegeben werden können, sofern die Schuld- 
verschreibungen nach dem Wirksamwerden dieser Ermächtigung in entsprechender An- 
wendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre aus- 
gegeben werden.
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	� Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten 
der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung einschließlich des Inhalts der Aktienrechte und 
der Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen.

	� Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang der 
Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital und nach Ablauf der Ermächtigungsfrist zu ändern.

b)	� § 5 Abs. 3 der Satzung wird – unter Streichung des aufgrund Zeitablaufs obsolet geworde-
nen bisherigen § 5 Abs. 3 der Satzung – wie folgt neu gefasst:

	� „Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 5. Mai 2020 mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats durch Ausgabe von bis zu 27.800.000 neuer, auf den Inhaber 
lautender nennwertloser Stückaktien gegen Bar- oder Sacheinlagen einmalig oder mehr- 
mals um bis zu insgesamt Euro 27.800.000 zu erhöhen („Genehmigtes Kapital“).

	� Ausgegeben werden dürfen jeweils Stamm- und / oder Vorzugsaktien. Die Vorzugsaktien sind 
mit denselben satzungsgemäß festgelegten Rechten wie die bereits ausgegebenen Vorzugs- 
aktien auszustatten. Bei der Ausgabe von Vorzugsaktien ist § 139 Abs. 2 AktG zu beachten.

	� Die neuen Aktien können von einem oder mehreren durch den Vorstand bestimmten Kredit
institut(en) oder einem anderen die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllenden 
Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären anzubieten 
(mittelbares Bezugsrecht). 

	� Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht 
der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen auszuschließen, sofern der Aus
gabebetrag den Börsenpreis von Aktien gleicher Gattung nicht wesentlich unterschreitet und 
der rechnerische Anteil der unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ausgegebenen Aktien am Grundkapital insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht über-
schreitet, und zwar weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch – 
falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt ihrer Ausübung. Auf diese Begrenzung auf 10 % 
des Grundkapitals ist die Veräußerung eigener Aktien anzurechnen, sofern sie in entspre-
chender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts erfolgt. 
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Ferner sind auf diese Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals diejenigen Aktien anzurech-
nen, die zur Bedienung etwaiger von der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen Unter- 
nehmen ausgegebener Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 
Wandlungs- oder Optionspflichten auszugeben sind bzw. ausgegeben werden können, sofern 
die Schuldverschreibungen nach dem Wirksamwerden dieser Ermächtigung in entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
ausgegeben werden.

	 �Darüber hinaus ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche 
Bezugsrecht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen bis zur Höhe von 
20 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder – falls dieser Wert 
geringer ist – zum Zeitpunkt ihrer Ausübung bestehenden Grundkapitals auszuschließen  
zur Gewährung von Aktien im Zusammenhang mit (i) Unternehmenszusammenschlüssen,  
(ii) dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Unternehmensbeteiligungen 
(einschließlich der Aufstockung bestehender Unternehmensbeteiligungen) oder von anderen 
mit einem Akquisitionsvorhaben im Zusammenhang stehenden Wirtschaftsgütern oder  
(iii) dem Erwerb sonstiger Vermögensgegenstände (einschließlich Forderungen Dritter gegen 
die Gesellschaft oder mit der Gesellschaft verbundene Unternehmen).

	� Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugs- 
recht der Aktionäre auszuschließen,

	 (1)	� soweit dies zum Ausgleich von Spitzenbeträgen, die sich aufgrund des Bezugsverhält-
nisses ergeben, erforderlich ist;

	 (2)	� soweit dies bei gleichzeitiger Ausgabe von Stamm- und Vorzugsaktien zur Wahrung 
der bestehenden Beteiligungsverhältnisse der beiden Aktiengattungen erforderlich ist; 

	 (3)	� soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern etwaiger von der Gesell- 
schaft oder mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen ausgegebenen Wandel- 
oder Optionsschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 
zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Wandel- bzw. Optionsrechts oder  
aufgrund der Wandel- bzw. Optionspflicht zustehen würde.
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	� Der Vorstand darf das Bezugsrecht nur mit der Einschränkung ausschließen, dass die Summe 
der neuen Aktien, die unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben wer-
den, zusammen mit anderen Aktien, die von der Gesellschaft während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre ausgegeben oder veräußert werden, rechnerisch einen Anteil am Grundkapital von 
insgesamt 20 % weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch –  
falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt ihrer Ausübung übersteigt. Auf diese Begren-
zung auf 20 % des Grundkapitals sind gleichfalls diejenigen Aktien anzurechnen, die zur 
Bedienung etwaiger von der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen aus- 
gegebener Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- 
oder Optionspflichten auszugeben sind bzw. ausgegeben werden können, sofern die Schuld- 
verschreibungen nach dem Wirksamwerden dieser Ermächtigung in entsprechender An- 
wendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
ausgegeben werden.

	� Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten  
der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung einschließlich des Inhalts der Aktienrechte und 
der Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen.

	� Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang der Kapi- 
talerhöhung aus genehmigtem Kapital und nach Ablauf der Ermächtigungsfrist zu ändern.“

�Die Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt 5 ist zugleich eine vorsorglich erfolgende 
gesonderte Abstimmung der Stammaktionäre nach Art. 60 der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 
des Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) (nachfolgend: 
„SE-VO“).

�Der Bericht des Vorstands zu diesem Tagesordnungspunkt ist am Ende der Tagesordnung wieder
gegeben. 
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6 . 	� G ESO N DE R TE A BST I M M U NG DE R VO R ZUGSA K T IO NÄ R E ZU M B ESC H LU SS DE R 
H AU P T V E R SA M M L U N G U N T E R TO P 5  (S C H A F F U N G E I N E S  G E N E H M I GT E N  
K A P I TA L S  I N  H Ö H E VO N €  27. 8 0 0 .0 0 0  M I T  D E R E R M ÄC H T I G U N G Z U M AU S ­
SC H LU SS D E S B E Z U GS R EC H T S D E R A K T I O N Ä R E SOW I E E N T S P R EC H E N D E  
SAT ZUNGSÄNDERUNG)

Vorsorglich soll eine gesonderte Abstimmung der Inhaber von Vorzugsaktien nach Art. 60 SE-VO 
über die unter Tagesordnungspunkt 5 durch die Hauptversammlung zu beschließende Schaffung 
eines genehmigten Kapitals mit der Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie die 
Änderung von § 5 Abs. 3 der Satzung erfolgen.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, einen Beschluss mit dem unter Tagesordnungs-
punkt 5 abgedruckten Beschlusswortlaut zu fassen und dem gleichlautenden Beschluss der 
Hauptversammlung unter Tagesordnungspunkt 5 zuzustimmen.

Der Bericht des Vorstands zu diesem Tagesordnungspunkt ist am Ende der Tagesordnung wieder
gegeben. 

7. 	� B E S C H L U SS FA SS U N G Ü B E R D I E  E R M ÄC H T I G U N G Z U M E R W E R B U N D Z U R  
VERWENDUNG E IGENER AK TIEN (ZUGLEIC H VORSORGLIC H ERFOLGENDE GE ­
SONDERTE ABSTIM M UNG DER STAM MAK TIONÄRE)

Zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien bedarf die Gesellschaft gemäß § 71 Abs. 1  
Nr. 8 AktG, soweit nicht gesetzlich ausdrücklich zugelassen, einer besonderen Ermächtigung durch 
die Hauptversammlung. In diesem Rahmen kann die Hauptversammlung auch bestimmte Mög-
lichkeiten der Verwendung der erworbenen Aktien festlegen. Im Hinblick darauf, dass die von 
der Hauptversammlung der FUCHS PETROLUB AG am 5. Mai 2010 erteilte und für die FUCHS 
PETROLUB SE mit Beschluss über den Formwechsel vom 8. Mai 2013 bestätigte Ermächtigung 
zum Erwerb eigener Aktien am 4. Mai 2015 ausläuft und eine Erneuerung für den zulässigen 
Zeitraum von fünf Jahren ab der Hauptversammlung als sachgerecht eingestuft wird, soll eine 
neue Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien beschlossen werden. 
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen: 

a)	� Der Vorstand wird gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ermächtigt, bis zum 5. Mai 2020 mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Stamm- und / oder Vorzugsaktien bis zu 10% des zum 
Zeitpunkt der Beschlussfassung dieser Ermächtigung durch die Hauptversammlung oder – 
falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden 
Grundkapitals zu erwerben. Auf die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien  
dürfen zusammen mit den anderen eigenen Aktien, die sich im Besitz der Gesellschaft befin-
den oder ihr nach §§ 71d und 71e AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als  
10% des jeweiligen Grundkapitals entfallen. Die Ermächtigung darf von der Gesellschaft nicht 
zum Zweck des Handels in eigenen Aktien genutzt werden.

b)	� Der Erwerb eigener Stamm- und / oder Vorzugsaktien kann nach Wahl des Vorstands über 
die Börse, mittels eines öffentlichen Kaufangebots, mittels einer an die Aktionäre der Gesell-
schaft gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten oder  
auf andere Weise nach Maßgabe von § 53a AktG erfolgen. Der Erwerbspreis (ohne Erwerbs-
nebenkosten) darf den Durchschnittskurs der Aktien gleicher Gattung der Gesellschaft vor 
dem Stichtag um nicht mehr als 10 % überschreiten und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. 
Der Durchschnittskurs ist der nicht volumengewichtete Durchschnitt der Schlusskurse der 
Aktie gleicher Gattung der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nach-
folgesystem) an der Wertpapierbörse in Frankfurt am Main an den letzten zehn Börsen- 
handelstagen vor dem Stichtag. 

	 Der Stichtag ist 

	 (1)	� beim Erwerb über die Börse der Tag des Erwerbs oder – falls früher – der Eingehung 
einer Verpflichtung zum Erwerb; 

	 (2)	� beim Erwerb mittels eines öffentlichen Kaufangebots oder einer an die Aktionäre der 
Gesellschaft gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsange
boten der Tag der Entscheidung des Vorstands über das öffentliche Kaufangebot bzw. 
die an die Aktionäre der Gesellschaft gerichtete öffentliche Aufforderung zur Abgabe 
von Verkaufsangeboten;
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	 (3)	� beim Erwerb auf andere Weise nach Maßgabe von § 53a AktG der Tag der Entscheidung 
des Vorstands über den Erwerb der Aktien. 

	� Wenn der Erwerbspreis nach Veröffentlichung des Kaufangebots bzw. der Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten festgelegt oder geändert wird, ist der Stichtag der Tag der 
Festlegung oder Änderung. Wenn der Gesamtbetrag der Aktien, für die die Aktionäre ein 
öffentliches Kaufangebot der Gesellschaft annehmen oder für die die Aktionäre ein Ver-
kaufsangebot abgeben, den Gesamtbetrag des Erwerbsangebots der Gesellschaft überschrei
tet, erfolgt die Annahme im Verhältnis des Gesamtbetrags des Erwerbsangebots zu den  
insgesamt von den Aktionären angebotenen Aktien. Bei einer öffentlichen Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten findet die Annahme nach Quoten nur bei gleichwertigen 
Angeboten statt. Es kann vorgesehen werden, dass bei gleichwertigen Angeboten geringe 
Stückzahlen bis zu 100 angebotene Aktien je Aktionär bevorrechtigt angenommen werden.

c)	� Der Vorstand wird ermächtigt, erworbene eigene Stamm- und / oder Vorzugsaktien mit Zu- 
stimmung des Aufsichtsrats in anderer Weise als durch Veräußerung über die Börse oder 
durch Angebot an alle Aktionäre unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zu allen 
gesetzlich zulässigen Zwecken zu verwenden. Dies gilt insbesondere auch,

	 (1)	� wenn die erworbenen eigenen Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert 
werden, der den Börsenpreis von Aktien gleicher Gattung zum Zeitpunkt der Veräuße-
rung nicht wesentlich unterschreitet; diese Ermächtigung beschränkt sich unter Ein- 
beziehung von anderen Aktien und Bezugsrechten auf Aktien, die seit Beschlussfassung 
über diese Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß 
oder in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben, veräu-
ßert bzw. begründet worden sind, auf insgesamt höchstens 10 % des Grundkapitals zum 
Zeitpunkt der Beschlussfassung oder – falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt 
der Ausübung dieser Ermächtigung; auf diese Begrenzung von 10% des Grundkapitals 
sind auch Aktien anzurechnen, die zur Bedienung etwaiger von der Gesellschaft oder 
einem mit ihr verbundenen Unternehmen ausgegebener Schuldverschreibungen mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten auszuge- 
ben sind bzw. ausgegeben werden können, sofern die Schuldverschreibungen nach der 
Beschlussfassung der vorliegenden Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien in ent-
sprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre ausgegeben werden; und / oder
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	 (2)	� soweit diese gegen Sachleistung im Rahmen eines Unternehmenszusammenschlusses 
oder für den Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen oder von 
Wirtschaftsgütern von Unternehmen oder von anderen mit einem Akquisitionsvorhaben 
im Zusammenhang stehenden Wirtschaftsgütern oder dem Erwerb sonstiger Ver
mögensgegenstände (einschließlich Forderungen Dritter gegen die Gesellschaft oder 
mit der Gesellschaft verbundene Unternehmen) verwendet werden; und / oder

	 (3)	� soweit eigene Aktien durch Angebot an alle Aktionäre veräußert werden und den 
Inhabern bzw. Gläubigern etwaiger von der Gesellschaft oder ihren verbundenen Unter- 
nehmen ausgegebenen Options- oder Wandelschuldverschreibungen ein Bezugs- 
recht auf die eigenen Aktien in dem Umfang gewährt werden soll, wie es ihnen nach 
Ausübung der ihnen eingeräumten Options- oder Wandlungsrechte als Aktionär 
zustehen würde und nach näherer Maßgabe der zugrunde liegenden Bedingungen 
zum Zwecke des Verwässerungsschutzes angeboten werden kann; und / oder

	 (4)	� soweit sie im Rahmen von Aktienbeteiligungs- oder anderen aktienbasierten Program-
men an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft oder des Vertretungsorgans eines 
mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmens oder an Arbeitnehmer der Gesellschaft 
oder eines mit ihr verbundenen Unternehmens übertragen werden sollen, wobei das 
Organverhältnis bzw. Arbeitsverhältnis zur Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen 
Unternehmen im Zeitpunkt der Zusage der Aktienübertragung bestehen muss.  
Soweit Vorstandsmitgliedern Aktien gewährt werden sollen, entscheidet hierüber der 
Aufsichtsrat der Gesellschaft.

	� Die eigenen Aktien können auch an ein Kreditinstitut oder ein anderes die Voraussetzungen 
des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllendes Unternehmen übertragen werden, wenn dieses die 
Aktien mit der Verpflichtung übernimmt, sie über die Börse zu verkaufen, den Aktionären 
zum Erwerb anzubieten oder zur Erfüllung eines an alle Aktionäre gerichteten Erwerbsange-
bots bzw. zur Durchführung der vorgenannten Zwecke zu verwenden. Die Gesellschaft  
kann die eigenen Aktien zur Durchführung der vorgenannten Zwecke auch im Wege eines 
Wertpapierdarlehens von einem Kreditinstitut oder einem anderen die Voraussetzungen  
des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllenden Unternehmen erwerben; in diesem Fall hat die 
Gesellschaft sicherzustellen, dass die Aktien zur Rückführung des Wertpapierdarlehens 
unter Beachtung von § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 3 und 4 AktG erworben werden.



15

	� Der Ausschluss des Bezugsrechts darf nach dieser Ermächtigung nur erfolgen, wenn auf die 
Summe der eigenen Aktien, die unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre verwendet 
werden, zusammen mit anderen Aktien, die von der Gesellschaft während der Laufzeit die- 
ser Ermächtigung unter einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre ausgegeben werden, rechnerisch ein Anteil am Grundkapital von insgesamt  
nicht mehr als 20 % des Grundkapitals entfällt, und zwar weder zum Zeitpunkt der Beschluss- 
fassung dieser Ermächtigung durch die Hauptversammlung noch – falls dieser Wert geringer  
ist – zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung auf 20 % des 
Grundkapitals sind gleichfalls diejenigen Aktien anzurechnen, die zur Bedienung etwaiger 
von der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen ausgegebener Schuld-
verschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Options- 
pflichten auszugeben sind bzw. ausgegeben werden können, sofern die Schuldverschreibun-
gen während der Laufzeit dieser Ermächtigung in entsprechender Anwendung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden. 

d)	 �Der Vorstand wird ferner ermächtigt, eigene Stamm- und / oder Vorzugsaktien mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen. Die Einzie-
hung kann auch im vereinfachten Verfahren ohne Kapitalherabsetzung durch Anpassung 
des anteiligen rechnerischen Betrages der übrigen Aktien am Grundkapital der Gesellschaft 
erfolgen. Der Vorstand ist ermächtigt, die Einziehung unter Beachtung von § 139 Abs. 2 
AktG ganz oder in Teilen durchzuführen. Der Vorstand ist in diesem Fall zur Anpassung 
der Angabe der Zahl der Aktien in der Satzung ermächtigt. 

e)	� Alle vorstehenden Ermächtigungen zum Erwerb und zur Verwendung erworbener eigener 
Aktien können ganz oder teilweise, einmal oder mehrmals ausgeübt werden. Die eigenen 
Aktien können auch mittels eines verbundenen Unternehmens der Gesellschaft oder eines 
auf dessen Rechnung oder auf Rechnung der Gesellschaft handelnden Dritten erworben 
werden. Für die so erworbenen Aktien kann von den vorstehenden Verwendungsmöglich-
keiten Gebrauch gemacht werden. Dies gilt auch, wenn die Gesellschaft die Aktien gemäß 
§ 71d Satz 5 AktG erwirbt. Alle vorstehenden Ermächtigungen können zum Erwerb und zur 
Verwendung sowohl von Stammaktien als auch von Vorzugsaktien oder zum Erwerb und 
zur Verwendung lediglich von Stammaktien oder lediglich von Vorzugsaktien ausgeübt werden. 
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Die Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt 7 ist zugleich eine vorsorglich erfolgende 
gesonderte Abstimmung der Stammaktionäre nach Art. 60 SE-VO.

Der Bericht des Vorstands zu diesem Tagesordnungspunkt ist am Ende der Tagesordnung wieder- 
gegeben. 

8 . 	� GESONDERTE ABSTIM M UNG DER VOR ZUGSAK TIONÄRE ZUM BESC HLUSS DER 
HAU P T VERSAM MLUNG UNTER TOP 7 (ERMÄC HTIGUNG ZUM ERWERB UND ZUR 
VERWENDUNG E IGENER AK TIEN)

Vorsorglich soll eine gesonderte Abstimmung der Inhaber von Vorzugsaktien nach Art. 60 SE-VO 
über die unter Tagesordnungspunkt 7 durch die Hauptversammlung zu beschließende Ermäch- 
tigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien erfolgen.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, einen Beschluss mit dem unter Tagesordnungs-
punkt 7 abgedruckten Beschlusswortlaut zu fassen und dem gleichlautenden Beschluss der Haupt- 
versammlung unter Tagesordnungspunkt 7 zuzustimmen.

Der Bericht des Vorstands zu diesem Tagesordnungspunkt ist am Ende der Tagesordnung wieder- 
gegeben. 

9. 	� BESC HLUSSFASSUNG ÜBER DIE ANPASSUNG DER VERGÜTUNG DES AUF ­
S IC HTSR ATS

Die Vergütung des Aufsichtsrats soll fortentwickelt werden. Insbesondere sollen Sitzungsgelder 
als Vergütungsbestandteil gestrichen sowie die Vergütungsbestandteile der Festvergütung und 
der variablen Vergütung angepasst werden. Die variable Vergütung soll unter der Auflage 
gewährt werden, dass die Aufsichtsratsmitglieder 50% des Betrags der variablen Vergütung in 
Vorzugsaktien der Gesellschaft anlegen. 



17

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen: 

§ 16 der Satzung wird geändert und insgesamt wie folgt neu gefasst: 

„§ 16 Aufsichtsratsvergütung

1.	 Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält neben dem Ersatz seiner Auslagen

	 a)	 jährlich eine feste Vergütung in Höhe von Euro 60.000;

	 b)	� jährlich eine am Erfolg des Unternehmens orientierte variable Vergütung, die Euro 200 
je Euro 0,01 des im Konzernabschluss für das Geschäftsjahr, für das die Vergütung 
ausgezahlt wird, ausgewiesenen Ergebnisses je Aktie (= der Durchschnittswert aus 
Stamm- und Vorzugsaktien, nachfolgend “earnings per share“ bzw. “EPS“) beträgt, 
welches das Mindest-EPS übersteigt. Das Mindest-EPS beträgt für das Geschäftsjahr 
2015 Euro 0,50 und erhöht sich in jedem folgenden Geschäftsjahr, beginnend mit  
dem 1. Januar 2016, um jeweils Euro 0,03. Die variable Vergütung darf zwei Drittel der 
festen jährlichen Vergütung nicht übersteigen. 

2.	� Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält das Doppelte und der stellvertretende Vorsitzende 
das Anderthalbfache der Vergütung nach Abs. 1 lit. a) und b). Aufsichtsratsmitglieder, die 
dem Aufsichtsrat nicht während eines vollen Geschäftsjahres angehört haben, erhalten die 
Vergütung entsprechend der Dauer ihrer Aufsichtsratszugehörigkeit.

3.	� Mitglieder des Aufsichtsrats, die dem Prüfungsausschuss angehören, erhalten eine weitere 
feste Vergütung von Euro 20.000. Mitglieder des Aufsichtsrats, die dem Personalausschuss 
angehören, erhalten eine weitere feste Vergütung von Euro 10.000. Abs. 2 Satz 2 gilt für 
Aufsichtsratsmitglieder, die dem Prüfungsausschuss oder dem Personalausschuss nicht wäh-
rend eines vollen Geschäftsjahres angehört haben, entsprechend. 

4.	� Die Vorsitzenden des Prüfungs- bzw. Personalausschusses erhalten jeweils das Doppelte der 
in Abs. 3 genannten Beträge.
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5.	� Die Vergütung nach Abs. 1 lit. a) und Abs. 3 ist jeweils nach Ablauf des Geschäftsjahres 
zahlbar, die Vergütung nach Abs. 1 lit. b) jeweils nach der Beschlussfassung durch die 
Hauptversammlung.

6.	� Der Anspruch auf eine jährliche variable Vergütung gemäß Abs. 1 lit. b) wird unter der auf- 
lösenden Bedingung der Nichteinhaltung einer der in Satz 2 bestimmten Auflagen gewährt. 
Jedes Mitglied des Aufsichtsrats ist verpflichtet, binnen einer Frist von 14 Tagen nach Erhalt 
der Zahlung der jährlichen variablen Vergütung gemäß Abs. 1 lit. b) i.V.m. Abs. 5 Vorzugsak-
tien der Gesellschaft zu einem Erwerbspreis ohne Nebenkosten in Höhe eines Betrages  
von zumindest 50% dieser jährlichen variablen Vergütung zu erwerben, die erworbenen Vor-
zugsaktien der Gesellschaft für zumindest fünf Jahre ab dem Zeitpunkt des jeweiligen 
Erwerbs zu halten, und der Gesellschaft auf deren Verlangen mittels Vorlage von Belegen 
die Einhaltung der vorstehenden Auflagen darzulegen. Die in Satz 2 bestimmte Erwerbsfrist 
verlängert sich um den Zeitraum, in dem das Mitglied des Aufsichtsrats einem gesetzlichen 
Erwerbsverbot, insbesondere aus § 14 Abs. 1 WpHG, unterliegt. Die in Satz 2 bestimmte 
Haltefrist endet im Falle des Ausscheidens eines Aufsichtsratsmitglieds aus dem Aufsichtsrat 
vor Ablauf von fünf Jahren bereits mit dem Zeitpunkt des Ausscheidens. Die Gesellschaft 
erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern auf Nachweis jeweils einen Betrag in Höhe von bis zu 
Euro 600 der jährlichen Kosten des Haltens von Vorzugsaktien der Gesellschaft gemäß  
Satz 2. 

7.	� Daneben können die Mitglieder des Aufsichtsrats in eine im Interesse der Gesellschaft von 
dieser in angemessener Höhe unterhaltene Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung  
für Organmitglieder und bestimmte Führungskräfte einbezogen werden, soweit eine solche 
besteht. Die Prämien hierfür entrichtet die Gesellschaft.

8.	� Die Aufsichtsratsvergütung nach den vorstehenden Absätzen 1 bis 7 gilt rückwirkend ab 
dem Geschäftsjahr, das am 1. Januar 2015 beginnt.“
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10. 	NEUWAHLEN VON AUFSIC HTSR ATSMITGLIEDERN 

Gemäß § 10 Abs. 3 der Satzung der FUCHS PETROLUB SE endet die Amtszeit sämtlicher Mitglieder 
des ersten Aufsichtsrats der FUCHS PETROLUB SE mit Beendigung der Hauptversammlung,  
die über die Entlastung für das am 31. Dezember 2014 endende Geschäftsjahr beschließt, also mit 
Ablauf der zum 6. Mai 2015 einberufenen Hauptversammlung. Dementsprechend sind die Mit-
glieder des Aufsichtsrats der FUCHS PETROLUB SE neu zu wählen.

Der Aufsichtsrat setzt sich gemäß Art. 40 Abs. 2 und Abs. 3 SE-VO, § 17 Abs. 1 und Abs. 2 
SE-Ausführungsgesetz (SEAG), § 10 Abs. 1 der Satzung der FUCHS PETROLUB SE sowie § 21 Abs. 3 
SE-Beteiligungsgesetz (SEBG) i.V.m. Abschnitt II Ziffer 2 der Vereinbarung über die Beteiligung  
der Arbeitnehmer in der FUCHS PETROLUB SE vom 30. Januar 2013, aus sechs Mitgliedern zu- 
sammen, und zwar aus vier Anteilseignervertretern und zwei Arbeitnehmervertretern. 

Die vier Anteilseignervertreter werden von der Hauptversammlung ohne Bindung an Wahlvor-
schläge gewählt. 

Die zwei Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat werden gemäß § 10 Abs. 1 der Satzung der 
FUCHS PETROLUB SE i.V.m. Abschnitt II Ziffern 3.2, 3.3 der Vereinbarung über die Beteiligung 
der Arbeitnehmer in der FUCHS PETROLUB SE vom 30. Januar 2013 direkt durch den SE-Be-
triebsrat gewählt und durch die Hauptversammlung der FUCHS PETROLUB SE bestellt. Dabei ist 
die Hauptversammlung an den Vorschlag des SE-Betriebsrats zur Bestellung der Arbeitnehmer-
vertreter gebunden.

a)	 Neuwahlen der Anteilseignervertreter

	� Der Aufsichtsrat schlägt vor, folgende Personen als Anteilseignervertreter in den Aufsichtsrat 
zu wählen:

	 (1)	 Herrn Dr. Jürgen Hambrecht, Neustadt an der Weinstraße
		  �Ehemaliger Vorsitzender des Vorstands der BASF SE, Vorsitzender des Aufsichtsrats der 

BASF SE, Vorsitzender des Aufsichtsrats der FUCHS PETROLUB SE, Vorsitzender des 
Aufsichtsrats der Berthold Leibinger GmbH, Mitglied des Aufsichtsrats der Daimler AG 
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		  Mitgliedschaft in gesetzlich zu bildenden inländischen Aufsichtsräten: 

		�  (a) BASF SE

		  (b) Daimler AG

		  (c) �Berthold Leibinger GmbH (persönlich haftende Gesellschafterin  
der TRUMPF GmbH + Co. KG)

		�  Mitgliedschaft in vergleichbaren in- oder ausländischen Kontrollgremien von Wirt-
schaftsunternehmen:

		  Keine

	 (2)	 Herrn Dr. Dr. h.c. Manfred Fuchs, Mannheim
		�  Ehemaliger Vorsitzender des Vorstands der FUCHS PETROLUB SE, Stellvertretender 

Vorsitzender des Aufsichtsrats der FUCHS PETROLUB SE

		  Mitgliedschaft in gesetzlich zu bildenden inländischen Aufsichtsräten:

		  Keine

		�  Mitgliedschaft in vergleichbaren in- oder ausländischen Kontrollgremien von Wirt-
schaftsunternehmen:

		  Keine

	 (3)	 Frau Ingeborg Neumann, Berlin
		  Geschäftsführende Gesellschafterin der Peppermint Holding GmbH 

		  Mitgliedschaft in gesetzlich zu bildenden inländischen Aufsichtsräten:

		  Keine

		�  Mitgliedschaft in vergleichbaren in- oder ausländischen Kontrollgremien von Wirt-
schaftsunternehmen:

		  Berliner Wasserbetriebe Anstalt des öffentlichen Rechts
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	 (4)	 Herrn Dr. Erhard Schipporeit, Hannover
		�  Selbstständiger Unternehmensberater, ehem. Mitglied des Vorstands der E.ON SE, 

Mitglied des Aufsichtsrats der FUCHS PETROLUB SE und weiterer Gesellschaften

		  Mitgliedschaft in gesetzlich zu bildenden inländischen Aufsichtsräten:

		  (a) BDO AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
		  (b) Deutsche Börse Aktiengesellschaft
		  (c) Hannover Rückversicherung SE

		  (d) Rocket Internet AG (bis 23. Juni 2015)
		  (e) SAP SE

		  (f) Talanx Aktiengesellschaft

		�  Mitgliedschaft in vergleichbaren in- oder ausländischen Kontrollgremien von Wirt-
schaftsunternehmen: 

		  (a) Fidelity Funds SICAV (Luxemburg)

	� Die vorstehenden Wahlvorschläge folgen der Empfehlung des Nominierungsausschusses 
und berücksichtigen die vom Aufsichtsrat für seine Zusammensetzung beschlossenen Ziele. 

	� Die Hauptversammlung ist nicht an die in diesem lit. a) enthaltenen Wahlvorschläge gebunden.

	� Die Wahl erfolgt gem. § 10 Abs. 2 der Satzung für die Zeit bis zum Ablauf der Hauptver-
sammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2019 beschließt, 
längstens jedoch für sechs Jahre. 

	� Der Aufsichtsrat hat die Absicht, Herrn Dr. Jürgen Hambrecht nach seiner Wahl erneut zum 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu wählen. 

	� Herr Dr. Schipporeit und Frau Neumann sind unabhängige Finanzexperten und verfügen 
infolge ihrer beruflichen Praxis über besondere Kenntnis und Erfahrungen in der Anwendung 
von Rechnungslegungsgrundsätzen, internen Kontrollverfahren und Abschlussprüfungen. 
Der Aufsichtsrat hat die Absicht, Herrn Dr. Erhard Schipporeit nach seiner Wahl erneut zum 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu wählen.
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	� Abgesehen von Herrn Dr. Dr. h.c. Manfred Fuchs, der gemeinsam mit seinem Sohn, dem 
Vorstandsvorsitzenden Stefan Fuchs, und weiteren Angehörigen seiner Familie über unmit-
telbar und mittelbar gehaltene Stammaktien Hauptaktionär der Gesellschaft ist, bestehen 
nach Einschätzung des Aufsichtsrats keine gemäß Ziffer 5.4.1 Abs. 4 bis 6 des Deutschen 
Corporate Governance Kodex offenzulegenden persönlichen oder geschäftlichen Beziehun-
gen der Kandidaten für die Aufsichtsratswahl zum Unternehmen, den Organen der Gesell-
schaft oder einem wesentlich an der Gesellschaft beteiligten Aktionär.

b)	 Neuwahlen der Arbeitnehmervertreter

	� Der Aufsichtsrat schlägt vor, folgende Personen als Arbeitnehmervertreter erneut zu Mitglie-
dern des Aufsichtsrats der FUCHS PETROLUB SE zu wählen:

	 (1)	 Herrn Horst Münkel, Mannheim
		�  Industriemeister Chemie, Vorsitzender des Konzernbetriebsrats der Gesellschaft,  

stellvertretender Vorsitzender des SE-Betriebsrats der Gesellschaft, Vorsitzender des 
Gesamtbetriebsrats der FUCHS Europe Schmierstoffe GmbH

		  Mitgliedschaft in gesetzlich zu bildenden inländischen Aufsichtsräten:

		  Keine

		�  Mitgliedschaft in vergleichbaren in- oder ausländischen Kontrollgremien von Wirt-
schaftsunternehmen:

		  Keine

	 (2)	 Herrn Lars-Eric Reinert, Chicago, USA

		  Industriemeister Metall, Leiter der Fettfabrik der FUCHS Lubricants Co. in Harvey, USA

		  Mitgliedschaft in gesetzlich zu bildenden inländischen Aufsichtsräten:

		  Keine
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		�  Mitgliedschaft in vergleichbaren in- oder ausländischen Kontrollgremien von Wirtschafts
unternehmen:

		  Keine

	� Die vorstehenden Wahlvorschläge folgen dem Vorschlag der Arbeitnehmer gemäß § 21  
Abs. 3 SEBG, Abschnitt II Ziffer 3.3 der Vereinbarung über die Beteiligung der Arbeitnehmer 
in der FUCHS PETROLUB SE vom 30. Januar 2013. 

	 Die Hauptversammlung ist an die Wahlvorschläge der Arbeitnehmer gebunden.

	� Die Bestellung der Arbeitnehmervertreter erfolgt gem. § 10 Abs. 2 der Satzung ebenfalls bis  
zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2019 
beschließt, längstens jedoch für sechs Jahre. 

�Es ist beabsichtigt, die Wahlen zum Aufsichtsrat in Übereinstimmung mit dem Deutschen Corporate 
Governance Kodex im Wege der Einzelwahl durchzuführen.

�Weitere Informationen zu den Aufsichtsratskandidaten können über die Internetseite der Gesell-
schaft www.fuchs-oil.de, dort unter INVESTOR RELATIONS / Hauptversammlung 2015, abgerufen 
werden.

11. 	�BESC HLUSSFASSUNG ÜBER DIE BESTELLUNG DES ABSC HLUSSPRÜFERS UND 
DES KONZERNABSC HLUSSPRÜFERS FÜR DAS GESC HÄF TSJAHR 2015

Der Aufsichtsrat schlägt, gestützt auf die Empfehlung des Prüfungsausschusses, vor, folgenden 
Beschluss zu fassen:

Die KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Berlin, wird zum Abschlussprüfer und Konzern-
abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2015 bestellt. 
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12 . 	�BESC HLUSSFASSUNG ÜBER DIE B ILL IGUNG DES SYSTEMS ZUR VERGÜTUNG 
DER VORSTANDSMITGLIEDER GEMÄSS § 120 ABS.  4 AK TG

Gemäß § 120 Abs. 4 Satz 1 AktG kann die Hauptversammlung über die Billigung des Systems zur 
Vergütung der Vorstandsmitglieder beschließen. Der Beschluss begründet keine Rechte und 
Pflichten. Insbesondere lässt er die Verpflichtung des Aufsichtsrats unberührt, die Vergütung der 
Vorstandsmitglieder eigenverantwortlich festzusetzen. Vorstand und Aufsichtsrat halten es im 
Interesse der Verbreiterung der Basis für die Akzeptanz der Vorstandsvergütung allerdings für 
sinnvoll, die Aktionäre um ihre Zustimmung zum bestehenden System der Vorstandsvergütung 
zu ersuchen. 

Zuletzt wurde das System zur Vergütung der Vorstandsmitglieder der Gesellschaft durch die 
Hauptversammlung vom 5. Mai 2010 mit großer Mehrheit gebilligt. Vor dem Hintergrund, dass 
das bisherige Vergütungssystem mit Wirkung zum 1. Januar 2015 grundsätzlich überarbeitet 
wurde, möchten Vorstand und Aufsichtsrat erneut von der Möglichkeit Gebrauch machen, die 
Aktionäre über die Billigung des Systems zur Vergütung der Vorstandsmitglieder entscheiden  
zu lassen. 

Die Beschlussfassung unter diesem Tagesordnungspunkt bezieht sich auf das bei der FUCHS 
PETROLUB SE geltende Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder, über das der Geschäfts-
bericht 2014 im Kapitel Grundzüge des Vergütungssystems auf der Seite 48 f. informiert.  
Auf diese Darstellung wird für die Beschlussfassung Bezug genommen. Der Geschäftsbericht 
kann in den Geschäftsräumen der FUCHS PETROLUB SE, Friesenheimer Str. 17, 68169 Mann-
heim, eingesehen sowie über die Internetseite der Gesellschaft unter www.fuchs-oil.de, dort 
unter INVESTOR RELATIONS / Hauptversammlung 2015, eingesehen und heruntergeladen  
werden. Zudem wird das überarbeitete Vergütungssystem in der Hauptversammlung erläutert. 
Die Unterlagen werden den Aktionären auf Anfrage auch zugesandt. Ferner werden sie in der 
Hauptversammlung zugänglich sein und näher erläutert werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung vor, das System zur Vergütung der 
Vorstandsmitglieder der FUCHS PETROLUB SE zu billigen.
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Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkten 5 und 6 gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 4 
Satz 2 Aktiengesetz 2

Der Vorstand erstattet nach §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG über den Grund für den Aus-
schluss des Bezugsrechts den folgenden 

Bericht an die Hauptversammlung

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung die Schaffung eines genehmigten 
Kapitals in Höhe von nominal € 27.800.000 vor. Vorsorglich erfolgt die Beschlussfassung mit 
Rücksicht auf Art. 60 SE-VO zugleich im Wege eines Sonderbeschlusses der Stammaktionäre 
(Tagesordnungspunkt 5) und eines Sonderbeschlusses der Vorzugsaktionäre (Tagesordnungs-
punkt 6). 

Das bisher in § 5 Abs. 3 der Satzung enthaltene genehmigte Kapital in Höhe von € 35.490.000 ist 
am 5. Mai 2014 ausgelaufen. Unter Punkten 5 und 6 der Tagesordnung wird vorgeschlagen, ein 
neues genehmigtes Kapital in Höhe von € 27.800.000 im Wege der Satzungsänderung zu schaffen, 
das bis zum 5. Mai 2020 befristet sein soll. Dies entspricht einem Anteil von 20 % des derzeit 
bestehenden Grundkapitals von € 139.000.000. Mit dem neuen genehmigten Kapital soll der 
Vorstand für die gesetzlich zulässige Höchstdauer von fünf Jahren in die Lage versetzt werden, 
das Grundkapital durch ein oder mehrmalige Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender Stamm
aktien oder Vorzugsaktien gegen Bareinlagen oder Sacheinlagen zu erhöhen. Die Vorzugsaktien 
sind mit denselben satzungsgemäß festgelegten Rechten wie die bereits ausgegebenen Vor-
zugsaktien auszustatten. Soweit neue Vorzugsaktien ausgegeben werden sollen, ist bei Aus-
übung der Ermächtigung § 139 Abs. 2 AktG zu beachten: Danach dürfen Vorzugsaktien stets nur 
bis zur Hälfte des Grundkapitals ausgegeben werden.

Das genehmigte Kapital dient insbesondere dem Erwerb von Unternehmen und Unternehmens-
beteiligungen sowie zur Stärkung der Eigenmittel der Gesellschaft. Für Unternehmen ist es von 
entscheidender Bedeutung, flexibel und schnell Kapitalmaßnahmen durchführen zu können und 
damit jederzeit die strategische Flexibilität zu gewährleisten. Gelegenheiten zur Kapitalauf-
nahme ergeben sich häufig sehr kurzfristig und sind oft auch nur von kurzer Dauer. Dies gilt 

2	 Die Vorschriften des Aktiengesetzes finden auf die Gesellschaft gemäß Art. 5, Art. 9 Abs. 1 lit. c) ii) und Art. 10 SE-VO 

Anwendung, soweit sich aus speziellen Vorschriften der SE-VO nichts anderes ergibt.
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sowohl für Kapitalerhöhungen, die zur Stärkung der Bilanz dienen, als auch für Kapitalmaß
nahmen, die im Zusammenhang mit strategischen Akquisitionen stehen. Die Gesellschaft beab-
sichtigt, auch weiterhin durch Akquisitionen von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen 
oder Unternehmensteilen ihre Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und dadurch langfristige und 
kontinuierliche Ertragszuwächse zu ermöglichen. Damit soll zugleich der Wert der FUCHS  
PETROLUB Aktien gesteigert werden. Um auch Eigenkapital zur Finanzierung einsetzen zu können, 
ist es notwendig, das vorgeschlagene genehmigte Kapital zu schaffen und dadurch sicherzu
stellen, Unternehmensakquisitionen, sei es gegen Barleistung, sei es gegen Aktien, finanzieren 
zu können. Da eine Kapitalerhöhung bei einer Akquisition kurzfristig erfolgen muss, kann dies  
in aller Regel nicht von der Hauptversammlung unmittelbar beschlossen werden. Vielmehr bedarf 
es aus diesem Grund der Schaffung eines genehmigten Kapitals, auf das der Vorstand – mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats – schnell zurückgreifen kann.

Den Aktionären steht bei Ausnutzung des genehmigten Kapitals grundsätzlich ein gesetzliches 
Bezugsrecht zu. Dieses kann auch in der Weise gewährt werden, dass die neuen Aktien von 
einem oder mehreren durch den Vorstand bestimmten Kreditinstitut(en) oder einem anderen die 
Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllenden Unternehmen mit der Verpflichtung 
übernommen werden, sie den Aktionären anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 

Der Vorstand soll in den in der Ermächtigung geregelten Fällen die Möglichkeit haben, das 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen.

Der Vorstand soll gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ermächtigt sein, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen gegen 
Bareinlagen auszuschließen. Diese Ermächtigung versetzt die Gesellschaft in die Lage, Markt-
chancen in ihren verschiedenen Geschäftsfeldern schnell und flexibel zu nutzen und einen dafür 
bestehenden Kapitalbedarf gegebenenfalls auch sehr kurzfristig zu decken. Der Ausschluss des 
Bezugsrechts ermöglicht dabei der Verwaltung nicht nur ein zeitnahes Agieren, sondern auch 
eine Platzierung der Aktien zu einem börsenkursnahen Preis, also ohne den bei Bezugsrechts
emissionen üblichen Abschlag. Dies führt zu höheren Emissionserlösen zum Wohle der Gesell-
schaft. Zusätzlich kann mit einer derartigen Platzierung die Gewinnung neuer Aktionärsgruppen 
verbunden werden. Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts ist insofern begrenzt, 
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als der Ausgabebetrag den Börsenpreis von Aktien gleicher Gattung nicht wesentlich unterschrei
ten und der rechnerische Anteil der unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3  
Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien am Grundkapital insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht 
überschreiten darf, und zwar weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung 
noch – falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt ihrer Ausübung. Auf diese Begrenzung auf 
10 % des Grundkapitals ist die Veräußerung eigener Aktien anzurechnen, sofern sie in entspre-
chender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts erfolgt. 
Ferner sind auf diese Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals diejenigen Aktien anzurechnen, 
die zur Bedienung etwaiger von der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen 
ausgegebener Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- 
oder Optionspflichten auszugeben sind bzw. ausgegeben werden können, sofern die Schuldver-
schreibungen nach dem Wirksamwerden dieser Ermächtigung in entsprechender Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben wer-
den. Eine solche Schuldverschreibung (bzw. Ermächtigung zur Ausgabe) existiert derzeit nicht, 
die Regelung trifft nur Vorkehrung für den Fall der Ausgabe. 

Bei Ausnutzung der vorgenannten Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts im Rahmen 
von Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen wird der Vorstand einen etwaigen Abschlag auf  
den Börsenpreis so niedrig bemessen, wie dies nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherr-
schenden Marktbedingungen möglich ist. Ein etwaiger Abschlag zum Börsenpreis zum Zeit-
punkt der Ausnutzung des genehmigten Kapitals wird keinesfalls mehr als 5 % des aktuellen Bör- 
senkurses von Aktien gleicher Gattung betragen. Durch diese Vorgaben wird im Einklang mit 
der gesetzlichen Regelung dem Schutzbedürfnis der Aktionäre im Hinblick auf den Verwässerungs
schutz ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. Jeder Aktionär hat aufgrund des börsenkurs
nahen Ausgabekurses der neuen Aktien und aufgrund der größenmäßigen Begrenzung der be- 
zugsrechtsfreien Kapitalerhöhung grundsätzlich die Möglichkeit, die zur Aufrechterhaltung  
seiner Anteilsquote erforderlichen Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen über die Börse zu 
erwerben. Es ist daher sichergestellt, dass in Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG die Vermögens- wie auch die Stimmrechtsinteressen angemessen 
gewahrt werden, während der Gesellschaft im Interesse aller Aktionäre weitere Handlungs
spielräume eröffnet werden.
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Im Falle einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre bis zu einer Größenordnung von 20 % des  
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – zum 
Zeitpunkt ihrer Ausübung bestehenden Grundkapitals auszuschließen. Hierdurch wird es dem 
Vorstand ermöglicht, ohne Beanspruchung der Börse eigene Aktien der Gesellschaft im Zusam-
menhang mit Unternehmenszusammenschlüssen, dem Erwerb von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen, Unternehmensbeteiligungen (einschließlich der Aufstockung bestehender Unterneh-
mensbeteiligungen) oder anderen mit dem Akquisitionsvorhaben in Zusammenhang stehenden 
Wirtschaftsgütern oder dem Erwerb sonstiger Vermögensgegenstände (einschließlich Forderungen 
Dritter gegen die Gesellschaft oder mit der Gesellschaft verbundene Unternehmen) einzusetzen. 
Die Gesellschaft muss jederzeit in der Lage sein, in den sich wandelnden Märkten im Interesse 
ihrer Aktionäre schnell und flexibel zu handeln. Dazu gehört es auch, Unternehmen, Unternehmens
teile oder Beteiligungen an Unternehmen zur Verbesserung der Wettbewerbsposition zu erwer-
ben. Dabei zeigt sich, dass beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen 
an Unternehmen häufig größere Einheiten betroffen sind. Die Gegenleistungen können oder  
sollen – insbesondere unter dem Gesichtspunkt der Finanzierung – oft nicht oder nicht ausschließ
lich in Geld erbracht werden. Häufig besteht auch der Veräußerer darauf, als Gegenleistung 
Aktien der erwerbenden Gesellschaft zu erhalten, weil dies für ihn günstiger sein kann. Die Mög- 
lichkeit, eigene Aktien als Akquisitionswährung anbieten zu können, schafft damit einen Vorteil  
im Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte. Die vorgeschlagene Ermächtigung gibt der 
Gesellschaft mithin den notwendigen Spielraum, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb  
von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen schnell und flexibel 
auszunutzen und versetzt sie in die Lage, unter Ausnutzung des genehmigten Kapitals in ge- 
eigneten Fällen auch größere Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteiligungen daran auch 
gegen Überlassung von eigenen Aktien erwerben zu können. Entsprechendes gilt für den 
Erwerb sonstiger Vermögensgegenstände (einschließlich Forderungen Dritter gegen die Gesell-
schaft oder mit der Gesellschaft verbundene Unternehmen).

Der vorgesehene Ausschluss des Bezugsrechts zum Ausgleich von Spitzenbeträgen erleichtert 
die Abwicklung einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlage durch die Verwendung runder Beträge.
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Bei gleichzeitiger Ausgabe von Stamm- und Vorzugsaktien kann der Vorstand im Übrigen mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats unter Wahrung des bestehenden Beteiligungsverhältnisses der 
beiden Aktiengattungen das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre mit der Maßgabe einschrän-
ken, dass die Stammaktionäre ein Bezugsrecht auf neue Stammaktien und die Vorzugsaktionäre 
ein Bezugsrecht auf neue Vorzugsaktien erhalten. Diese Form der Bezugsrechtseinschränkung 
macht es möglich, im Rahmen einer Kapitalerhöhung den Besitzstand der Aktionärsgruppen in 
ihrem Verhältnis zueinander unverändert zu erhalten. 

Weiterhin ist ein Bezugsrechtsausschluss möglich bei der Ausgabe von Aktien an die Inhaber bzw. 
Gläubiger etwaiger Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wand-
lungs- oder Optionspflichten, die von der Gesellschaft oder von mit ihr verbundenen Unternehmen 
ausgegeben werden. Derzeit bestehen solche Schuldverschreibungen nicht, und es existiert 
auch keine Ermächtigung, solche auszugeben. Gleichwohl soll das genehmigte Kapital Vorsorge 
für den Fall der Ausgabe solcher Schuldverschreibungen treffen und die Möglichkeit zum 
Bezugsrechtsausschluss bieten, um Gläubigern der Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf 
Aktien aus genehmigtem Kapital in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung  
der ihnen eingeräumten Options- oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten als Aktionär zustehen 
würde und nach näherer Maßgabe der zugrunde liegenden Bedingungen der Schuldverschrei-
bungen zum Zwecke des Verwässerungsschutzes angeboten werden kann. Durch diese Vorkeh-
rung wird dem Vorstand die Flexibilität gegeben, in den Schuldverschreibungsbedingungen 
einen Verwässerungsschutz zugunsten der Gläubiger von Options- oder Wandlungsrechten bzw. 
-pflichten auch ohne in bar zu erbringende Ausgleichszahlung oder Herabsetzung des Wand-
lungs- bzw. Optionspreises vorsehen zu können.

Der vorgeschlagene Beschluss enthält die – für alle Fälle des Bezugsrechtsausschlusses geltende –  
Einschränkung, dass das Bezugsrecht nur ausgeschlossen werden darf, soweit die Summe der 
neuen Aktien, die unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden, zusammen 
mit anderen Aktien, die von der Gesellschaft während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 
einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben bzw. 
veräußert werden, rechnerisch einen Anteil am Grundkapital von insgesamt 20% des bestehenden 
Grundkapitals weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch – falls dieser 
Wert geringer ist – zum Zeitpunkt ihrer Ausübung übersteigt. Auf diese Begrenzung auf 20 %  
des Grundkapitals sind gleichfalls diejenigen Aktien anzurechnen, die zur Bedienung etwaiger von 
der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen ausgegebener Schuldverschrei-
bungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten auszugeben 
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sind bzw. ausgegeben werden können, sofern die Schuldverschreibungen nach dem Wirksam-
werden dieser Ermächtigung in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden.

Konkrete Pläne für eine Ausnutzung des genehmigten Kapitals bestehen derzeit nicht. Entsprechende 
Vorratsbeschlüsse mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss sind national und international 
üblich. Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Kapital
erhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen wird. Eine Ausnut- 
zung dieser Möglichkeit wird nur dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung des Vorstands und des 
Aufsichtsrats im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegt.

Der Vorstand wird über die Ausnutzung des genehmigten Kapitals jeweils in der nächsten 
Hauptversammlung berichten.

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkten 7 und 8 nach §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 
Abs. 3 Satz 4, Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz 

Der Vorstand erstattet nach §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 3 Satz 4, Abs. 4 Satz 2 AktG über den 
Grund für den Ausschluss des Bezugsrechts den folgenden 

Bericht an die Hauptversammlung

Die derzeit bestehende Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien läuft am 4. Mai 2015 aus.  
Mit der vorgeschlagenen Ermächtigung soll der Vorstand in die Lage versetzt werden, bis zum  
5. Mai 2020 mit Zustimmung des Aufsichtsrats im Interesse der Gesellschaft eigene Stamm- 
und / oder Vorzugsaktien bis zu 10% des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung dieser Ermächtigung 
durch die Hauptversammlung oder – falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Aus-
übung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Die Gesellschaft macht 
hiermit Gebrauch von § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG, der es einer SE – ebenso wie Aktiengesellschaften –  
ermöglicht, aufgrund einer Ermächtigung der Hauptversammlung eigene Aktien bis zu einem 
Anteil von insgesamt 10 % des Grundkapitals zu erwerben. Vorsorglich erfolgt die Beschluss
fassung mit Rücksicht auf Art. 60 SE-VO zugleich im Wege eines Sonderbeschlusses der Stamm
aktionäre (Tagesordnungspunkt 7) und eines Sonderbeschlusses der Vorzugsaktionäre (Tages-
ordnungspunkt 8). 
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§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG gestattet es, über den typischen Fall des Erwerbs und der Veräußerung 
über die Börse hinaus auch andere Formen des Erwerbs und der Veräußerung vorzusehen. Von 
diesen Möglichkeiten soll vorliegend Gebrauch gemacht werden. 

Neben dem Erwerb über die Börse soll die Gesellschaft auch die Möglichkeit erhalten, eigene 
Aktien durch ein öffentliches Kaufangebot (Tender-Verfahren), im Weg einer an die Aktionäre 
der Gesellschaft gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten 
oder auf andere Weise unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) zu erwerben. 
Der Erwerbspreis (ohne Erwerbsnebenkosten) darf den Durchschnittskurs der Aktien gleicher 
Gattung der Gesellschaft vor dem Stichtag um nicht mehr als 10 % überschreiten und um nicht 
mehr als 20 % unterschreiten. Der Durchschnittskurs ist der nicht volumengewichtete Durch-
schnitt der Schlusskurse der Aktie gleicher Gattung der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem 
vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Wertpapierbörse in Frankfurt am Main an den letzten 
zehn Börsenhandelstagen vor dem in der vorgeschlagenen Ermächtigung definierten Stichtag. 
Beim Tender-Verfahren und bei einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsange-
boten kann jeder verkaufswillige Aktionär der Gesellschaft entscheiden, wie viele Aktien und –  
bei Festlegung einer Preisspanne – zu welchem Preis er diese anbieten möchte. Übersteigt die 
zum festgesetzten Preis angebotene Menge die von der Gesellschaft nachgefragte Anzahl  
an Aktien, so muss eine Zuteilung der Annahme der Verkaufsangebote erfolgen. Hierbei soll es 
möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten oder kleiner Teile von Offerten  
vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu erwer-
benden Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und damit die technische Abwicklung  
zu erleichtern. Entsprechendes gilt bei einer an die Aktionäre der Gesellschaft gerichteten öffent
lichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten.

Nach den Bestimmungen des § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG kann die Hauptversammlung die Gesellschaft 
auch zu einer anderen Form der Veräußerung als über die Börse ermächtigen. 

Die Veräußerung nach Erwerb der von der Gesellschaft erworbenen eigenen Stamm- und / oder 
Vorzugsaktien soll in den unter lit. c) des Beschlussvorschlags aufgeführten Fällen – vorbehaltlich 
der Zustimmung des Aufsichtsrats – auch unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre  
erfolgen können. 
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Der Beschlussvorschlag enthält die Ermächtigung, die erworbenen eigenen Aktien außerhalb der 
Börse unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußern zu können. Voraussetzung dafür ist, dass die 
Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis von Aktien der 
Gesellschaft gleicher Gattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. 
Diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Bezugsrechts 
gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußerten Aktien insgesamt 10% des Grundkapitals nicht 
überschreiten dürfen, und zwar weder zum Zeitpunkt der Beschlussfassung dieser Ermächtigung 
durch die Hauptversammlung noch – falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt ihrer Aus-
übung. Auf diese Begrenzung auf 10% des Grundkapitals sind diejenigen Aktien anzurechnen, 
die (i) unter Ausnutzung einer während der Laufzeit dieser Ermächtigung geltenden Ermächti-
gung zur Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem Kapital gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden und / oder (ii) zur Bedienung  
von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Options
pflichten auszugeben sind bzw. ausgegeben werden können, sofern die Schuldverschreibungen 
nach der Beschlussfassung der vorliegenden Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien in ent-
sprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre ausgegeben werden. Eine solche Schuldverschreibung (bzw. Ermächtigung zur Aus-
gabe) existiert derzeit nicht, die Regelung trifft nur Vorkehrung für den Fall der Ausgabe.

Diese Ermächtigung verhilft der Gesellschaft zu größerer Flexibilität. Sie ermöglicht es insbe
sondere, – und zwar auch außerhalb von Unternehmenszusammenschlüssen, dem Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen – Aktien gezielt an 
Kooperationspartner oder Finanzinvestoren auszugeben. Die Interessen der Aktionäre sind dabei 
dadurch gewahrt, dass sich der Ausgabepreis am Börsenpreis von Aktien gleicher Gattung zu  
orientieren hat. Die Aktionäre haben grundsätzlich die Möglichkeit, ihre relative Beteiligung über 
einen Bezug von Aktien über die Börse aufrechtzuerhalten. Konkrete Pläne für das Ausnutzen 
dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht. Der Vorstand wird der Hauptversammlung jeweils 
Bericht über eine Ausnutzung dieser Ermächtigung erstatten. 

Weiterhin kann das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden, damit eigene Aktien 
gegen Sachleistung im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder dem Erwerb von 
Unternehmen oder Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen veräußert werden 
können. In derartigen Transaktionen wird verschiedentlich diese Form der Gegenleistung ver-
langt. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft daher die notwendige Flexibili
tät geben, um sich bietende Gelegenheiten zu Unternehmenszusammenschlüssen, zum Erwerb 
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von Unternehmen oder Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen schnell und 
flexibel ausnutzen zu können. Entsprechendes gilt für den Erwerb sonstiger Vermögensgegen-
stände (einschließlich Forderungen Dritter gegen die Gesellschaft oder mit der Gesellschaft ver-
bundene Unternehmen). Konkrete Pläne für das Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen  
derzeit nicht. Der Vorstand wird der Hauptversammlung Bericht über eine Ausnutzung dieser 
Ermächtigung erstatten. 

Weiterhin ist die Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts der Aktionäre bei der Übertra-
gung eigener Aktien an die Inhaber bzw. Gläubiger etwaiger Schuldverschreibungen mit Wand-
lungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten vorgesehen, die von der 
Gesellschaft oder von mit ihr verbundenen Unternehmen ausgegeben wurden. Derzeit bestehen 
solche Schuldverschreibungen nicht, und es existiert auch keine Ermächtigung, solche auszu
geben. Gleichwohl soll die Ermächtigung der Gesellschaft Flexibilität einräumen für den Fall, dass 
solche Schuldverschreibungen aufgrund eines etwaigen zukünftigen Beschlusses der Hauptver-
sammlung ausgegeben werden. Mit der Übertragung eigener Aktien zur Erfüllung von Bezugs-
rechten aus solchen Schuldverschreibungen anstelle der Inanspruchnahme eines bedingten  
Kapitals kann insbesondere einem sonst eintretenden Verwässerungseffekt entgegengewirkt 
werden. Auf Schuldverschreibungen, die aufgrund einer künftigen Ermächtigung durch die Haupt- 
versammlung ausgegeben werden könnten, haben die Aktionäre grundsätzlich ein Bezugsrecht, 
soweit dieses nicht von der Hauptversammlung nach näherer Maßgabe von § 221 Abs. 4 i.V.m. 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird. Bei der Entscheidung darüber, ob eigene Aktien 
geliefert werden, wird der Vorstand die Interessen der Gesellschaft und der Aktionäre jeweils 
sorgfältig abwägen. 

Schließlich sollen die aufgrund dieser oder einer anderen Ermächtigung zurückerworbenen eigenen 
Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts auch dazu verwendet werden können, sie an Organ-
mitglieder der Gesellschaft oder eines mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmens oder an 
Arbeitnehmer der Gesellschaft oder eines mit ihr verbundenen Unternehmens zu übertragen. 
Das Organverhältnis bzw. Arbeitsverhältnis zur Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen 
Unternehmen muss im Zeitpunkt der Zusage der Aktienübertragung bestehen. Soweit die eige-
nen Aktien an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft ausgegeben werden sollen, entscheidet 
im Rahmen der von der Hauptversammlung erteilten Ermächtigung nicht der Vorstand, sondern 
nach der aktienrechtlichen Zuständigkeitsverteilung der Aufsichtsrat der Gesellschaft. Die Gewäh- 
rung von Aktien an Personen aus dem genannten Kreis ist in der derzeitigen Vergütungssyste-
matik nicht vorgesehen. Die Gesellschaft soll allerdings Flexibilität erhalten, solche Vergütungs
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instrumente einzusetzen. Um eigene Aktien als Vergütung gewähren zu können, muss das 
Bezugsrecht der Aktionäre auf diese Aktien ausgeschlossen werden. Die Ausgabe von Aktien an 
Organmitglieder der Gesellschaft oder eines mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmens 
oder an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder eines mit ihr verbundenen Unternehmens liegt im 
Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre, da hierdurch die Identifikation dieses Personen-
kreises mit dem Unternehmen und die Übernahme von unternehmerischer Mitverantwortung 
gefördert werden. Die Gesellschaft verfügt damit zudem über ein zusätzliches Instrument, um  
die Vergütung des bezeichneten Personenkreises auf eine nachhaltige Unternehmensentwicklung 
auszurichten. 

Die eigenen Aktien können auch an ein Kreditinstitut oder ein anderes die Voraussetzungen des 
§ 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllendes Unternehmen übertragen werden, wenn dieses die Aktien 
mit der Verpflichtung übernimmt, sie über die Börse zu verkaufen, den Aktionären zum Erwerb 
anzubieten oder zur Erfüllung eines an alle Aktionäre gerichteten Erwerbsangebots bzw. zur 
Durchführung der vorgenannten Zwecke zu verwenden. Die Gesellschaft kann die eigenen Aktien 
zur Durchführung der vorgenannten Zwecke auch im Wege eines Wertpapierdarlehens von 
einem Kreditinstitut oder einem anderen die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG 
erfüllenden Unternehmen erwerben; in diesem Fall hat die Gesellschaft sicherzustellen, dass die 
Aktien zur Rückführung des Wertpapierdarlehens unter Beachtung von § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 3 
und 4 AktG erworben werden. In allen Fällen wird der Vorstand gewährleisten, dass die neuen 
Aktien wirtschaftlich ausschließlich im Rahmen der erteilten Ermächtigung an Mitglieder des 
Vorstands der Gesellschaft oder des Vertretungsorgans eines mit der Gesellschaft verbundenen 
Unternehmens oder an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder eines mit ihr verbundenen Unter-
nehmens ausgegeben werden.

Die Verwendung eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts ist insoweit beschränkt, als 
auf die Summe der eigenen Aktien, die unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ver-
wendet werden, zusammen mit anderen Aktien, die von der Gesellschaft während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts  
der Aktionäre ausgegeben werden, rechnerisch ein Anteil am Grundkapital von insgesamt nicht 
mehr als 20 % des Grundkapitals entfallen darf, und zwar weder zum Zeitpunkt der Beschlussfas-
sung dieser Ermächtigung durch die Hauptversammlung noch – falls dieser Wert geringer ist –  
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zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung auf 20 % des Grund
kapitals sind gleichfalls diejenigen Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Schuldverschrei-
bungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten auszu
geben sind bzw. ausgegeben werden können, sofern die Schuldverschreibungen während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktienge-
setz unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden.

Die Gesellschaft soll eigene Aktien auch ohne einen erneuten Beschluss der Hauptversammlung 
einziehen können. Durch diese Ermächtigung soll dem Vorstand ein Dispositionsspielraum einge-
räumt werden, um die längerfristigen Ausschüttungsinteressen der Gesellschaft und ihrer Aktio-
näre sachgerecht wahrzunehmen. Nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 6 AktG kann der Vorstand von 
der Hauptversammlung nicht nur zum Erwerb eigener Aktien, sondern auch zu ihrer Einziehung 
ermächtigt werden. Macht der Vorstand von der Einziehungsermächtigung Gebrauch, führt dies  
zu einer entsprechenden Kapitalherabsetzung. § 139 Abs. 2 AktG ist entsprechend anzuwenden: 
Danach dürfen Vorzugsaktien stets nur bis zur Hälfte des Grundkapitals bestehen. Alternativ soll 
der Vorstand auch ermächtigt sein, die Einziehung entsprechend § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG ohne 
Veränderung des Grundkapitals durchzuführen. In diesem Fall erhöht sich durch die Einziehung 
der Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 AktG. Der Vorstand soll daher 
auch ermächtigt werden, die Anzahl der Stückaktien, die sich durch die Einziehung verringert,  
in der Satzung anzupassen. Die Einziehung eigener Aktien kann erfahrungsgemäß zu einer Ver-
stetigung bzw. Optimierung des Börsenkurses und zu einer Stärkung der Stellung der Gesell-
schaft am Kapitalmarkt führen und deshalb im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre 
liegen. Der Vorstand wird zu gegebener Zeit nach pflichtgemäßem Ermessen entscheiden, ob 
von der Einziehungsermächtigung Gebrauch gemacht werden soll. 

Alle vorstehenden Ermächtigungen zum Erwerb und zur Verwendung erworbener eigener 
Aktien können ganz oder teilweise, einmal oder mehrmals ausgeübt werden. Die eigenen Aktien 
können auch mittels eines mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmens oder eines auf  
dessen Rechnung oder auf Rechnung der Gesellschaft handelnden Dritten erworben werden. 
Für die so erworbenen Aktien kann von den vorstehenden Verwendungsmöglichkeiten Ge- 
brauch gemacht werden. Dies gilt auch, wenn die Gesellschaft die Aktien gemäß § 71d Satz 5 
AktG erwirbt. Alle vorstehenden Ermächtigungen können zum Erwerb und zur Verwendung 
sowohl von Stammaktien als auch von Vorzugsaktien oder zum Erwerb und zur Verwendung 
lediglich von Stammaktien oder lediglich von Vorzugsaktien ausgeübt werden.
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1. 	� GESAMT Z AHL DER AK TIEN UND ST IM M REC HTE IM ZE ITPUNK T  
DER E INBERUFUNG; FRE IE VERFÜGBARKEIT DER AK TIEN

Das Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von € 139.000.000 ist im Zeitpunkt der Einberufung 
der Hauptversammlung eingeteilt in 139.000.000 Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil  
am Grundkapital von € 1,00 je Stückaktie. Hiervon sind 69.500.000 Stück Stammaktien und 
69.500.000 Stück Vorzugsaktien. Jede der 69.500.000 Stück Stammaktien gewährt in der ordent- 
lichen Hauptversammlung bei den unter Tagesordnungspunkten 2 bis 5, 7 sowie 9 bis 12 an
gekündigten Beschlussfassungen eine Stimme. Bei den unter Tagesordnungspunkten 6 und 8 
angekündigten Beschlussfassungen sind allein die Inhaber von Vorzugsaktien stimmberechtigt 
(gesonderte Abstimmungen der Vorzugsaktionäre). Jede der 69.500.000 Stück Vorzugsaktien 
gewährt hierbei eine Stimme. Bei allen anderen Abstimmungen gewähren die Vorzugsaktien 
kein Stimmrecht. Die Gesellschaft hält aktuell keine eigenen Aktien.

Die Aktien werden durch eine Anmeldung zur Hauptversammlung nicht blockiert; Aktionäre 
können deshalb über ihre Aktien auch nach erfolgter Anmeldung weiterhin frei verfügen. 

2 . 	� VOR AUSSET ZUNGEN FÜR DIE TE ILNAHM E AN DER HAU P T VERSAM MLUNG UND 
DIE AUSÜBUNG DES ST IM M REC HTS

Zur Teilnahme an der ordentlichen Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 
nur diejenigen Stamm- und Vorzugsaktionäre berechtigt, die sich unter Vorlage eines besonderen 
Nachweises ihres Aktienbesitzes nach Maßgabe von § 19 der Satzung spätestens bis zum Ablauf 
(24:00 Uhr) des 29. April 2015 bei der Gesellschaft unter der nachfolgend angegebenen Adresse 
angemeldet haben: 

FUCHS PETROLUB SE 
c/o Deutsche Bank AG 
Securities Production 
– General Meetings – 
Postfach 20 01 07 
60605 Frankfurt am Main 
 
Telefax:	 +49 69 12012-86045 
E-Mail:	 wp.hv@db-is.com

II. �Weitere Angaben und Hinweise zur 
Hauptversammlung
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Der besondere Nachweis des Aktienbesitzes hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor dem Tag der 
Hauptversammlung, also ausgestellt auf den 15. April 2015 (Nachweisstichtag), 00:00 Uhr,  
zu beziehen. Er ist durch Bestätigung eines zur Verwahrung von Wertpapieren zugelassenen Ins-
tituts in Textform (§ 126b Bürgerliches Gesetzbuch) zu erbringen. Die Bestätigung muss in deut-
scher oder englischer Sprache verfasst sein.

Für die Teilnahme an der Versammlung und die Ausübung des Stimmrechts gilt als Aktionär nur 
derjenige, der den Aktienbesitz nachweist. Die Berechtigung zur Teilnahme an der Versammlung 
und der Umfang des Stimmrechts richten sich – neben der Notwendigkeit zur Anmeldung – 
nach dem Aktienbesitz zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag ist keine Sperre für 
die Veräußerung von Aktien verbunden. Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen Veräuße-
rung des Anteilsbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die Teilnahme und den Umfang des 
Stimmrechts ausschließlich der Aktienbesitz zum Nachweisstichtag maßgeblich; d. h. Veräuße-
rungen von Aktien nach dem Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf die Berechtigung 
zur Teilnahme und auf den Umfang des Stimmrechts. Entsprechendes gilt für Erwerbe und Zu- 
erwerbe von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine 
Aktien besitzen und erst danach Aktionär werden, sind für die von ihnen gehaltenen Aktien  
nur teilnahme- und stimmberechtigt, soweit sie sich bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung 
ermächtigen lassen. 

Der Nachweisstichtag hat keine Bedeutung für die Dividendenberechtigung.

Die Aktionäre werden gebeten, für die Anmeldung die ihnen über ihr depotführendes Kredit
institut zugesandten Formulare zur Eintrittskartenbestellung auszufüllen und an ihr depotführen
des Kreditinstitut rechtzeitig gemäß dessen Vorgaben zurückzusenden. Das depotführende  
Kreditinstitut wird daraufhin die Anmeldung unter gleichzeitiger Übersendung des besonderen 
Nachweises des Aktienbesitzes bei der vorstehend bezeichneten, zentralen Anmeldestelle der 
FUCHS PETROLUB SE vornehmen, die die Anmeldung und den besonderen Nachweis des Aktien
besitzes an die Gesellschaft weiterleiten wird. Um den rechtzeitigen Erhalt der Eintrittskarten 
sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, frühzeitig für die Übersendung des Nachweises ihres 
Anteilsbesitzes an die Gesellschaft unter der oben genannten Adresse Sorge zu tragen.
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Nach rechtzeitigem Eingang der Anmeldung und des Nachweises des Anteilsbesitzes bei der vor-
stehend bezeichneten, zentralen Anmeldestelle der FUCHS PETROLUB SE werden den Aktionären 
Eintrittskarten für die Hauptversammlung übersandt. Wir bitten Sie, Verständnis dafür zu haben, 
dass wir aufgrund der erfahrungsgemäß großen Anzahl von Anmeldungen zu unserer Hauptver-
sammlung jedem Aktionär nur zwei Eintrittskarten zuschicken können. Zugleich bitten wir Sie, 
ohne Ihr Recht auf Teilnahme an der Hauptversammlung einschränken zu wollen, sich frühzeitig 
und nur dann anzumelden, wenn Sie eine Teilnahme an der Hauptversammlung ernsthaft beab-
sichtigen, um die Organisation der Hauptversammlung zu erleichtern.

Die Eintrittskarte enthält auch ein Formular für die Erteilung einer Vollmacht zur Stimmabgabe 
bei der Hauptversammlung.

3. 	 ST IM M REC HTSAUSÜBUNG UND VERTRETUNG IN DER HAU P T VERSAM MLUNG

Stimmberechtigt zu Tagesordnungspunkten 2 bis 5, 7 sowie 9 bis 12 sind die teilnahmeberech- 
tigten Stammaktionäre, zu Tagesordnungspunkten 6 und 8 die teilnahmeberechtigten Vorzugs-
aktionäre (gesonderte Abstimmungen der Vorzugsaktionäre).

Wir weisen darauf hin, dass im Verhältnis zur Gesellschaft für die Teilnahme an der Hauptver-
sammlung und die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur gilt, wer den Nachweis der 
Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung bzw. zur Ausübung des Stimmrechts 
erbracht hat. Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an der Richtigkeit oder Echtheit des 
Nachweises einen geeigneten weiteren Nachweis zu verlangen. 

Nach ordnungsgemäßer Anmeldung können Sie persönlich zur Hauptversammlung erscheinen 
und als Stamm- / Vorzugsaktionär Ihr Stimmrecht selbst ausüben.

Aktionäre, die nicht selbst an der Hauptversammlung teilnehmen wollen oder können, können 
ihr Stimmrecht unter entsprechender Vollmachtserteilung durch einen Bevollmächtigten, z. B. 
durch ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter, ausüben lassen. Dabei ist Folgendes zu beachten:
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Auch im Falle der Bevollmächtigung sind eine fristgemäße Anmeldung und der Nachweis des 
Anteilsbesitzes erforderlich.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 
der Gesellschaft bedürfen der Textform. Bei Bevollmächtigung von Kreditinstituten, Aktionärs
vereinigungen oder diesen nach § 135 Abs. 8 oder 10 Aktiengesetz 3 gleichgestellten Instituten, 
Unternehmen und Personen sind in der Regel Besonderheiten zu beachten, die bei dem jeweils zu 
Bevollmächtigenden zu erfragen sind. Wir bitten daher Aktionäre, die ein Kreditinstitut, eine 
Aktionärsvereinigung oder ein anderes der in § 135 Absätze 8 und 10 Aktiengesetz gleichgestellten 
Institute, Unternehmen oder Personen mit der Stimmrechtsausübung bevollmächtigen wollen, 
sich mit dem zu Bevollmächtigenden über die Form der Vollmacht abzustimmen.

Nachweise über die Bestellung eines Bevollmächtigten können der FUCHS PETROLUB SE an  
folgende E-Mail-Adresse übermittelt werden: fuchspetrolub-hv2015@computershare.de. 

Daneben können Nachweise über die Bestellung eines Bevollmächtigten der FUCHS PETROLUB SE 
auch unter der folgenden Faxnummer übermittelt werden: +49 89 30903-74675.

Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere 
von diesen zurückweisen.

3	 Die Vorschriften des Aktiengesetzes finden auf die Gesellschaft gemäß Art. 5, Art. 9 Abs. 1 lit. c) ii) und Art. 10 SE-VO 

Anwendung, soweit sich aus speziellen Vorschriften der SE-VO nichts anderes ergibt.
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4 . 	� ST IM M REC HTSVERTRETUNG DURC H ST IM M REC HTSVERTRETER  
DER GESELLSC HAF T

Als besonderen Service bietet die Gesellschaft wie schon in den Vorjahren ihren Aktionären an, 
von der Gesellschaft benannte, weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter bereits vor der Haupt-
versammlung zu bevollmächtigen. Sollen die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsver
treter bevollmächtigt werden, so muss der Aktionär diesen in jedem Fall Weisungen erteilen, wie 
das Stimmrecht ausgeübt werden soll. Ohne Weisung ist die Vollmacht ungültig und das Stimm-
recht wird nicht ausgeübt. Die Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, nach Maßgabe der ihnen 
erteilten Weisungen abzustimmen; sie können die Stimmrechte nicht nach eigenem Ermessen 
ausüben. Bitte beachten Sie, dass die Stimmrechtsvertreter keine Aufträge zu Wortmeldungen 
oder dem Stellen von Fragen oder von Anträgen entgegennehmen. Die Stimmrechtsvertreter 
nehmen ausschließlich Weisungen zu den bekannt gemachten Beschlussvorschlägen entgegen, 
im Übrigen werden sie sich der Stimme enthalten. Diejenigen Aktionäre, die den von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertretern eine Vollmacht erteilen möchten, können diese in Text-
form erteilen. Dafür kann das Formular verwendet werden, das den Aktionären zusammen mit  
der Eintrittskarte zugesandt wird. Nähere Einzelheiten zur Anmeldung und zur Vollmachtserteilung 
sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.fuchs-oil.de, dort unter INVESTOR  
RELATIONS / Hauptversammlung 2015, einsehbar. Um die rechtzeitige Zusendung der Eintritts-
karte zu ermöglichen, sollte die Bestellung möglichst frühzeitig bei der Depotbank eingehen.

Im Falle der Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten, weisungsgebundenen 
Stimmrechtsvertreter vor der Hauptversammlung sind Vollmacht und Weisungen in Textform bis 
zum Ablauf (24:00 Uhr) des 4. Mai 2015 (Zugang) an die nachfolgend genannte Anschrift zu 
übermitteln:

FUCHS PETROLUB SE 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München

Telefax-Nr. +49 89 30903-74675 
E-Mail: fuchspetrolub-hv2015@computershare.de
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Auch nach Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
können angemeldete Aktionäre persönlich an der Hauptversammlung teilnehmen. Die persönliche 
Anmeldung durch den Aktionär oder einen von ihm bevollmächtigten Dritten am 6. Mai 2015  
an der Zugangskontrolle zur Hauptversammlung gilt als Widerruf der an die von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter erteilten Vollmacht und Weisungen.

Auf die Möglichkeit der Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsver-
treter während der Hauptversammlung wird hingewiesen.

5. 	 ÜBERTR AGUNG DER HAU P T VERSAM MLUNG IM INTERNET

Die einleitenden Worte des Versammlungsleiters sowie die Rede des Vorstandsvorsitzenden werden 
am Tag der Hauptversammlung ab ca. 10:00 Uhr in voller Länge live auf unserer Internetseite 
unter www.fuchs-oil.de, dort unter INVESTOR RELATIONS / Hauptversammlung 2015, übertragen. 

6. 	� ANTR ÄGE ,  WAHLVORSC HL ÄGE ,  ANFR AGEN UND AUSKUNF TSVERL ANGEN  
(ANGABEN ZU DEN REC HTEN DER AK TIONÄRE NAC H ART.  56 SAT Z 2 UND SAT Z 
3 SE -VO, § 50 ABS. 2 SEAG I .  V.  M. § 122 ABS. 2 ,  126 ABS. 1,  127, 131 ABS. 1 
A K T I E NG ES E T Z )

Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung gemäß Art. 56 Satz 2 und Satz 3 SE-VO, § 50 
Abs. 2 SEAG i. V. m. § 122 Abs. 2 Aktiengesetz

Aktionäre, deren Anteile zusammen 5 % des Grundkapitals, das entspricht 6.950.000 Stückaktien, 
oder den anteiligen Betrag von € 500.000 am Grundkapital erreichen, das entspricht 500.000 
Stückaktien, können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt 
gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage 
beiliegen.
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Etwaige Ergänzungsverlangen sind schriftlich an den Vorstand der Gesellschaft zu richten und 
müssen der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des 
Zugangs und der Tag der Hauptversammlung sind dabei nicht mitzurechnen. Letztmöglicher Zu- 
gangstermin ist also der 5. April 2015, 24:00 Uhr. Später zugegangene Ergänzungsverlangen 
werden nicht berücksichtigt. 

Die Gesellschaft bittet darum, etwaige Ergänzungsverlangen an folgende Adresse zu richten:

FUCHS PETROLUB SE 
Vorstand 
Friesenheimer Str. 17 
68169 Mannheim

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht bereits mit der 
Einberufung bekanntgemacht wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens im Bundes- 
anzeiger bekanntgemacht und solchen Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon 
ausgegangen werden kann, dass sie die Information in der gesamten Europäischen Union ver-
breiten. Sie werden außerdem unter der Internetadresse www.fuchs-oil.de, dort unter INVESTOR 
RELATIONS / Hauptversammlung 2015, veröffentlicht und den Aktionären mitgeteilt.

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß Art. 56 Satz 2 und Satz 3 
SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG i. V. m. § 126 Abs. 1, 127 Aktiengesetz

Gegenanträge
Jeder Aktionär hat das Recht, in der Hauptversammlung einen Gegenantrag gegen die Vor-
schläge von Vorstand und / oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung zu 
stellen. Gegenanträge, die der Gesellschaft unter der nachstehend angegebenen Adresse  
mindestens 14 Tage vor der Versammlung, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der Haupt-
versammlung nicht mitzurechnen sind, also spätestens am Dienstag, 21. April 2015, 24:00 Uhr, 
zugegangen sind, werden einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und einer 
etwaigen Stellungnahme der Verwaltung unverzüglich über die Internetseite www.fuchs-oil.de, 
dort unter INVESTOR RELATIONS / Hauptversammlung 2015, zugänglich gemacht (vgl. Art. 56 
Satz 2 und Satz 3 SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG i. V. m. § 126 Abs. 1 Satz 3 Aktiengesetz).
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In § 126 Abs. 2 Aktiengesetz nennt das Gesetz Gründe, bei deren Vorliegen ein Gegenantrag 
und dessen Begründung nicht über die Internetseite zugänglich gemacht werden müssen. 

Für die Übermittlung von Gegenanträgen (nebst Begründung) ist folgende Adresse maßgeblich:

FUCHS PETROLUB SE 
Investor Relations 
Friesenheimer Straße 17 
68169 Mannheim

Telefax-Nr. +49 621 3802-7274 
E-Mail: ir@fuchs-oil.de 

Anderweitig adressierte Gegenanträge werden nicht berücksichtigt. Gegenanträge sind nur 
dann gestellt, wenn sie während der Hauptversammlung gestellt werden. Das Recht eines jeden 
Aktionärs, während der Hauptversammlung Gegenanträge zu den verschiedenen Tagesord-
nungspunkten auch ohne vorherige und fristgerechte Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, 
bleibt unberührt.

Aktionäre werden gebeten, ihre im Zeitpunkt der Übersendung des Gegenantrags bestehende 
Aktionärseigenschaft nachzuweisen.

Wahlvorschläge von Aktionären (Art. 56 Satz 2 und Satz 3 SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG i. V. m. 
§ 127 Aktiengesetz)

Jeder Aktionär hat das Recht, in der Hauptversammlung Wahlvorschläge zur Wahl eines Aufsichts
ratsmitglieds und zur Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers zu machen.
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Wahlvorschläge von Aktionären, die der Gesellschaft unter der nachstehend angegebenen 
Adresse mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung, wobei der Tag des Zugangs und der 
Tag der Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind, also spätestens am Dienstag, 21. April 
2015, 24:00 Uhr, zugegangen sind, werden einschließlich einer etwaigen Stellungnahme der Ver-
waltung unverzüglich über die Internetseite www.fuchs-oil.de, dort unter INVESTOR RELA-

TIONS / Hauptversammlung 2015, zugänglich gemacht. Wahlvorschläge von Aktionären werden 
nur zugänglich gemacht, wenn sie den Namen, den ausgeübten Beruf und den Wohnort der 
vorgeschlagenen Person enthalten (vgl. Art. 56 Satz 2 und Satz 3 SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG i. V. m. 
§ 127 Satz 3 i. V. m. § 124 Abs. 3 Aktiengesetz). Anders als Gegenanträge im Sinne von § 126 
Abs. 1 Aktiengesetz brauchen Wahlvorschläge nicht begründet zu werden.

Nach § 127 Satz 1 in Verbindung mit § 126 Abs. 2 Aktiengesetz gibt es weitere Gründe, bei deren 
Vorliegen Wahlvorschläge nicht über die Internetseite zugänglich gemacht werden müssen.

Für die Übermittlung von Wahlvorschlägen ist folgende Adresse maßgeblich:

FUCHS PETROLUB SE 
Investor Relations 
Friesenheimer Straße 17 
68169 Mannheim

Telefax-Nr. +49 621 3802-7274 
E-Mail: ir@fuchs-oil.de 

Anderweitig adressierte Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt. Das Recht eines jeden 
Aktionärs, während der Hauptversammlung Wahlvorschläge zu dem entsprechenden Tagesord-
nungspunkt auch ohne vorherige und fristgerechte Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, 
bleibt unberührt.

Aktionäre werden gebeten, ihre im Zeitpunkt der Übersendung des Wahlvorschlags bestehende 
Aktionärseigenschaft nachzuweisen. 
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Anfragen
Auch Aktionäre, die Anfragen zur ordentlichen Hauptversammlung haben, werden gebeten, 
diese an die vorgenannte Adresse zu richten.

Auskunftsrecht des Aktionärs (§ 131 Abs. 1 Aktiengesetz) 
Nach § 131 Abs. 1 Aktiengesetz ist jedem Aktionär auf Verlangen in der Hauptversammlung 
vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachge-
mäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht 
des Vorstands erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesell- 
schaft zu einem verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns und der in den 
Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen (vgl. § 131 Abs. 1 Satz 2 und Satz 4 Aktiengesetz). 
Auskunftsverlangen sind in der Hauptversammlung grundsätzlich mündlich im Rahmen der  
Aussprache zu stellen.

Unter bestimmten, in § 131 Abs. 3 Aktiengesetz näher ausgeführten Voraussetzungen darf der 
Vorstand die Auskunft verweigern. Nach § 21 Abs. 2 der Satzung der Gesellschaft ist der Vor- 
sitzende der Versammlung ermächtigt, das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen 
zu beschränken.

Weitere Hinweise
Auf die nach § 21 ff. Wertpapierhandelsgesetz bestehenden Mitteilungspflichten und die in  
§ 28 Wertpapierhandelsgesetz vorgesehene Rechtsfolge des Ruhens der Rechte aus den Aktien 
bei Verstößen gegen eine Mitteilungspflicht wird hingewiesen. 

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre gemäß Art. 56 Satz 2 und Satz 3 
SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG i. V. m. § 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 und 131 Abs. 1 Aktiengesetz sind 
im Internet unter www.fuchs-oil.de, dort unter INVESTOR RELATIONS / Hauptversammlung 
2015, abrufbar.
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7. 	 UNTERL AGEN ZUR HAU P T VERSAM MLUNG

Diese Einladung zur Hauptversammlung, die zugänglich zu machenden Unterlagen und Anträge 
von Aktionären sowie weitere Informationen, insbesondere zur Teilnahme an der Hauptver-
sammlung und zur Vollmachts- und Weisungserteilung, liegen von der Einberufung der Haupt-
versammlung an in den Geschäftsräumen der FUCHS PETROLUB SE, Friesenheimer Str. 17, 
68169 Mannheim, zur Einsichtnahme durch die Aktionäre aus. Die vorgenannten Unterlagen sind 
von der Einberufung der Hauptversammlung an ebenfalls über die Internetseite der Gesellschaft 
unter www.fuchs-oil.de, dort unter INVESTOR RELATIONS / Hauptversammlung 2015, zugänglich. 
Dort stehen außerdem im Anschluss an die Hauptversammlung die Abstimmungsergebnisse zur 
Verfügung. Die Unterlagen liegen auch in der Hauptversammlung zur Einsicht der Aktionäre aus. 
Auf Verlangen erhält jeder Aktionär unverzüglich und kostenlos eine Abschrift der vorgenannten 
Unterlagen zugesandt. Entsprechende Verlangen bitten wir zu richten an:

FUCHS PETROLUB SE 
Investor Relations 
Friesenheimer Straße 17 
68169 Mannheim

Telefax-Nr. +49 621 3802-7274 
E-Mail: ir@fuchs-oil.de

Diese Einberufung ist am 25. März 2015 im Bundesanzeiger bekanntgemacht worden. Am selben 
Tag ist die Einberufung Medien zur Veröffentlichung in der Europäischen Union i.S.d. § 121  
Abs. 4a Aktiengesetz zugeleitet worden.

Mannheim, im März 2015

FUCHS PETROLUB SE

Der Vorstand
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Congress Center Rosengarten,  
Rosengartenplatz 2, 68161 Mannheim

MIT DEM PK W
 � �Aus Richtung Weinheim / Käfertal 

Friedrich-Ebert-Straße – Nationaltheater –  
Friedrichsring – Wasserturm – Friedrichsplatz

 � �Aus Richtung Heidelberg 
über die Augustaanlage

 � �Aus Richtung Ludwigshafen 
Bismarckstraße – Schloss – Hauptbahnhof –  
Kaiserring – Friedrichsplatz 

MIT DER STADTBAHN 
Linien 2 und 5, Haltestelle: Rosengarten 
Linie 2, 3, 4 und 6, Haltestelle: Wasserturm 
Linie 3, 4, 5 und 6, Haltestelle: Kunsthalle 
Linie 2, 5, und 7, Haltestelle: Nationaltheater

HINWEISE ZUM KOSTENLOSEN PARKEN
 � ��Tiefgarage Congress Center Rosengarten  

Zufahrt über Stresemann- oder Tullastraße 
 � ��Tiefgarage Wasserturm  

Zufahrt Friedrichsplatz

Bis zum Beginn der Hauptversammlung wird Ihnen 
bei der Einfahrt ein kostenloses Ausfahrtticket 
gereicht. Sollten Sie verspätet anreisen, wenden 
Sie sich bitte mit dem bei der Einfahrt gezogenen 
Ticket an unsere Theke „Information“ im Haupt- 
foyer. Dort erhalten Sie ein kostenfreies Parkticket, 
welches Ihnen für die Ausfahrt dient. Diese Rege-
lung gilt nur für den Besuch der ordentlichen Haupt- 
versammlung zwischen 8:30 Uhr und 18:00 Uhr.

ZUGANG CONGRESS C ENTER  
ROSENGARTEN
Der Einlass zur Hauptversammlung erfolgt aus-
schließlich über den Haupteingang.

HINWEISE FÜ R ROLLSTUHLFAHRER
Am Haupteingang des Congress Centers Rosen-
garten sowie am Seiteneingang West bei der 
Pförtnerloge befindet sich eine Rampe, die es 

Rollstuhlfahrern ermöglicht, ins Haus zu gelangen. Am 
linken Einlassschalter steht eine Hostess bereit, die Sie zum 
Treppenlift führt, um innerhalb des Rosengartens auf die 
Ebene des Mozartsaals zu gelangen. Bei weiteren Fragen 
vorab können Sie sich gerne unter + 49 621 4106-139  
an Frau Christina Guth (CC Rosengarten) wenden.
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Und so finden Sie uns



FUCHS PETROLUB SE

Investor Relations
Friesenheimer Str. 17

68169 Mannheim

Telefon	+ 49 621 3802-1105

Telefax	 + 49 621 3802-7274

www.fuchs-oil.de
E-Mail: ir@fuchs-oil.de


